
Aus den G r ü n d e n :

Die Annahme der Vorderrichter, durch den Abruf 
des fünften Waggons Pflanzkartoffeln seitens der 
Kreisverwaltung zugunsten der Verklagten sei trotz 
der späteren Weiterleitung des Pflanzgutes unter den 
Parteien ein Kaufvertrag zustande gekommen, ist 
rechtsirrig. Bevor das Amtsgericht in L. in die sach­
liche Prüfung der Klageforderung eintrat, hätte es sich 
damit auseinandersetzen müssen, aus welchen Grün­
den und mit welchen Funktionen im vorliegenden 
Fall die Kreis- und Gemeindeverwaltungen in der 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung tätig gewor­
den sind.

1948 herrschte für Belieferung mit den meisten 
Verbrauchsgütern, insbesondere Nahrungsmitteln, das 
System der Lieferanweisungen. Die Erzeuger ver­
kauften die Verbrauchsgüter an Händler (Privat­
händler und Genossenschaften) und diese an Ver­
braucher.

Der Verkauf an Händler und Großverbraucher war 
aber davon abhängig, daß der Verkäufer hierzu von 
den Kreisen oder Gemeinden angewiesen wurde. Diese 
Anweisungen ergingen grundsätzlich auf Grund einer 
Weisung oder Genehmigung der übergeordneten Stelle, 
also gegenüber der Gemeinde durch den Kreis, gegen­
über den Kreisen durch die Landesregierung, die auf 
Grund des in dem Gebiete der anweisenden Stelle 
nachgewiesenen Bedürfnisses erteilt wurde.

Diese Anweisungen waren also Tätigkeiten der 
Verwaltung, die erst den Abschluß des privatrecht­
lichen Kaufvertrages zwischen Verkäufer und Käufer 
ermöglichten. Dies gilt auch dann, wenn sie nicht durch 
Benutzung von vorgedruckten Urkunden — Lieferan­
weisungen im engeren Sinne — vorgenommen wurden, 
sondern in anderer schriftlicher oder in mündlicher 
Form erfolgten. Die Lieferanweisungen waren also 
verwaltungsrechtliche Erklärungen, ebenso wie die 
Bezugsberechtigungen, die den Kleinverbrauchern 
grundsätzlich in Form von Karten oder Bezugscheinen 
erteilt wurden und die ebenfalls den Abschluß eines 
privatrechtlichen Kaufvertrages, hier zwischen Händ­
lern und Kleinverbrauchern, ermöglichten.

Als privatrechtlich konnte die Tätigkeit einer Ge­
meinde nur gelten, wenn sie Verbrauchsgüter zu eige­
nem Nutzen erwarb, z. B. Nahrungsmittel für ihre 
eigene Werkküche oder Heizung für ihre Amtsräume.

Hier waren die Saatkartoffeln für Bauern bestimmt, 
deren Betriebe im Gebiete der Gemeinde lagen. Nur 
sie also kamen als Käufer in Betracht. Der Kauf be­
durfte der Lieferanweisung zunächst durch den Kreis 
und dann durch die Gemeinde. Zustande kam er aber 
erst dadurch, daß die Bauern nach Erlaß der Lieferan­
weisung die Kartoffeln erhielten oder wenigstens die 
Lieferung einer bestimmten Menge von Kartoffeln, 
z. B. durch die Eintragung in die von der Gemeinde 
aufgestellten Listen, vereinbarten.

Die Gemeinde hat also hier nur eine obrigkeitliche 
Verteilerfunktion ausgeübt. Ein Kaufvertrag mit ihr 
ist nicht zustande gekommen. Wenn sie die infolge 
von Schwierigkeiten in der Ausführung des Verteiler­
plans zunächst nicht absetzbaren Kartoffeln einlagerte, 
so wurde sie hierdurch nicht Käufer, sondern übte nur 
eine Obhut aus, wie sie sich auch sonst aus der Ver­
waltungstätigkeit einer Behörde ergeben kann, ohne 
das Gebiet der Verwaltung zu überschreiten (z. B. 
Aufbewahrung der Kleider eines Strafgefangenen oder 
des Gepäcks eines Verunglückten).

Der von der Klägerin behauptete Kaufvertrag hat 
sich also, soweit es sich um ihre Beziehungen zur Ge­
meinde handelt, als ein Rechtsgeschäft des Verwal­
tungsrechts erwiesen. Die Prüfung, ob aus diesen ver­
waltungsrechtlichen Beziehungen der Gemeinde etwa 
Rechtsfolgen erwachsen sind, aus denen von der 
Klägerin Ansprüche hergeleitet werden könnten, liegt 
gemäß § 13 GVG ausschließlich den Verwaltungsbe­
hörden oder Verwaltungsgerichten ob. Der Rechtsweg 
ist hierfür nicht zulässig.

Mangels Vorliegens dieser Prozeßvoraussetzung ist 
somit die Klage unter Aufhebung der Instanzurteile 
als unzulässig abzuweisen.

§§ 13, 14 der VO über Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Zwangsvollstreckung vom 26. Mai 1933; Art. 6 der 
VO über Maßnahmen auf dem Gebiete des bürger­
lichen Streitverfahrens und der Zwangsvollstreckung 
(Schutzverordnung) vom 4. Dezember 1943.

Die Anordnung der Zwangsverwaltung eines land­
wirtschaftlichen Betriebes ist nur in Übereinstimmung 
mit den Interessen unserer Volkswirtschaft möglich.

OG, Urt. vom 23. April 1952 — 1 Zz 8/52.
Der Schuldner ist Eigentümer des im Grundbuch U. Band V 

Blatt 8 eingetragenen landwirtschaftlichen Grundstücks mit 
einer Nutzfläche von 9,18 ha.

Der Gläubigerin steht gegen den Schuldner laut Anerkenntnis­
urteil vom 15, September 1950 — 2 b P" 1/50 — des LG in P. 
eine Forderung in Höhe von 6 000,— DM nebst Anhang zu. 
Diese Forderung ist hypothekarisch am oben genannten Grund­
stück gesichert. Die Gläubigerin ist die Schwester der Frau 
des Schuldners.

Die Gläubigerin hat auf Grund des Anerkenntnisurteils die 
Zwangsverwaltung in das Grundstück des Schuldners bean­
tragt Nach der Behauptung des Schuldners war es ihm nicht 
möglich, die Forderung zu tilgen bzw. ein Darlehn zu er­
halten, um die Gläubigerin zu befriedigen. Seinen Z'nsver- 
pflichtungen gegenüber der Gläubigerin sei er bis zum 31. Au­
gust 1950 nachgekommen. Durch Beschluß des Amtsgerichts 
in R. vom 10. Oktober 1950 ist die beantragte Zwangsverwal­
tung angeordnet worden. Als Zwangsverwalter wurde der 
landwirtschaftliche Arbeiter Otto G . der Ehemann der Gläubi­
gerin, aus U bestellt. Dem Eigentümer und Schuldner wurde 
gleichzeitig die Räumung des Grundstücks aufgegeben.

Die vom Schuldner eingelegte sofortige Beschwerde gegen 
den Beschluß des Amtsgerichts in R. vom 10. Oktober 1950 
wurde vom LG in P. durch Beschluß vom 8 November 1950 
wegen Fristversäumnis als unzulässig verworfen.

Am 2. November 1950 legte der Schuldner bei dem Amtsge­
richt in R. gegen den Beschluß vom 10. Oktober 1950 Erinne­
rung gemäß § 766 ZPO ein, da er bei der Bestellung des 
Zwangsverwalters nach § 13 der VO über Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Zwangsvollstreckung vom 26. Mai 1933 (RGBl. I 
S. 302 ff.) übergangen worden war. Durch Beschluß des Amts­
gerichts in R. vom 28. November 1950 wurde der Schuldner 
als Zwangsverwalter an seinem eigenen Grundstück bestellt. 
Als Aufsichtsperson gemäß § 14 der VO vom 26. Mai 1933 
wurde der Bürgermeister der- Gemeinde U. bestellt.

Am 30. Januar 1951 hat der Schuldner gemäß Art. 6 der 
genannten Verordnung beantragt, die Zwangsverwaltung auf­
zuheben. Das Amtsgericht in R. hat dem Antrag durch Be­
schluß vom 22. Februar 1951 stattgegeben und die Zwangs­
verwaltung aufgehoben. Auf die von der Gläubigerin hier­
gegen eingelegte sofortige Beschwerde wurde d:eser Beschluß 
durch das LG in P. mit Beschluß vom 16. März 1951 aufge­
hoben und erneut die Zwangsverwaltung angeordnet.

Ein weiterer Antrag des Schuldners, dia Zwangsverwaltung 
nach Art. 6 der SchutzVO aufzuheben, wurde durch Bschluß 
des Amtsgerichts in P. vom 20. Juli 1951 zurückgewiesen. 
Gleichzeitig wurde der Schuldner und Eigentümer als Zwangs­
verwalter abgesetzt, weil er die Zwangsverwaltung nicht ord­
nungsgemäß durchgeführt habe. Neuer Zwangsverwalter wurde 
der Landwirt R.

Auch die hiergegen eingelegte sofortige Beschwerde des 
Schuldners wurde vom LG in Z. durch Beschluß vom 10. August 
1951 als unbegründet zurückgewiesen.

Die vom Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik gegen die Beschlüsse des Amtsgerichts in P. vom 
20. Juli 1951 und des DG in' Z. vom 10. August 1951 beantragte 
Kassation ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Beide Entscheidungen beruhen auf einer Verletzung 

des Art. 6 der VO über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des bürgerlichen Streitverfahrens und der Zwangs­
vollstreckung (SchutzVO) vom 4. Dezember 1943.

In der antifaschistisch-demokratischen Ordnung der 
Deutschen Demokratischen Republik kommt der Pro­
duktion der landwirtschaftlichen Betriebe eine ent­
scheidende Bedeutung zu. Der werktätige Bauer 
sichert durch seine Arbeit die Erfüllung und Überer­
füllung des Fünfjahrplans. Um das Ablieferungssoll 
erfüllen zu können, stützen sich die werktätigen Bau­
ern auf die zur Festigung ihrer Betriebe geschaffenen 
gesellschaftlichen Organisationen (VdgB-BHG). Aber 
auch die Verwaltungen, vor allem Kreisrat und Ge­
meinderat, die nach der Zerschlagung des Hitler­
faschismus von Werktätigen gebildet wurden, sind 
anleitend und zur Unterstützung der werktätigen 
Bauern tätig. Diesen Organisationen und Verwaltun­
gen kommt eine stets wachsende Bedeutung zu.

Obwohl vor Erlaß der angefochtenen Beschlüsse 
vier Gutachten eingeholt wurden, und zwar ein Gut­
achten vom Kreisrat in P., ein Gutachten von der 
VdgB (BHG), Kreisverband P., ein Gutachten vom 
Gemeinderat in U. und ein Gutachten vom Landwirt
H., hat das Amtsgericht sich in der Entscheidung vom 
20. Juli 1951, mit der es den Antrag des Schuldners,
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